
► In den USA wird mehr und 
systematischer evaluiert. 

► Bundesministerien 
versprechen Besserung.

Hans Christian Müller
Düsseldorf

W
enn die Politik eine 
neue Subvention 
beschließt, dann 
stellen sich immer 
dieselben Fragen: 

Hilft die Förderung wirklich weiter? 
 Werden die richtigen Unternehmen 
gefördert? Und brauchen sie die Hil-
fe wirklich – oder streichen sie das 
Geld einfach nur gerne ein? Viel zu 
of gibt es viel zu wenige Antworten 
darauf. „Ich ärgere mich oft, wie we-
nige fundierte statistische Studien 
es eigentlich gibt, auf die man sich 
stützen kann“, sagt Monika Schnit-
zer, Ökonomin an der Uni Mün-
chen, die auch in der Politik als Be-
raterin geschätzt wird. 

Gemeinsam mit Kollegen hat es 
sich Schnitzer zur Aufgabe ge-
macht, dafür zu werben, dass die 
Förderpolitik in Deutschland mehr 
als heute durch unabhängige Studi-
en evaluiert wird. „Die Steuergelder 
sollen doch für Projekte ausgege-
ben werden, von denen man weiß, 
dass sie Erfolg versprechen“, meint 
Schnitzer. 

Alle Fördermaßnahmen sollten 
grundsätzlich bewertet werden, 
wenn die Kosten einen Schwellen-
wert überschreiten, forderte jüngst 
der wissenschaftliche Beirat des 
Bundeswirtschaftsministeriums. 
„Wir müssen eine Evaluierungskul-
tur aufbauen“, sagt Achim Wam-
bach von der Uni Köln, der dem 
Gremium vorsteht. Andere Länder 
seien da weiter: In den USA etwa 
gibt das Arbeitsministerium bei je-
dem Projekt 0,5 Prozent der Bud-
getsumme für die Evaluation aus. 

Aber auch in Deutschland tut 
sich etwas. Das Wirtschaftsministe-
rium etwa hat 2010 einen unabhän-
gigen Aufbaustab für das Förder-
controlling eingerichtet, der die 
Evaluation der milliardenschweren 

Programme der Behörde koordi-
niert. Dort will man explizit dafür 
sorgen, dass die beauftragten For-
scher bei ihrer Evaluation qualitati-
ve Standards beachten und unab-
hängig arbeiten können – und nicht 
etwa das schreiben, was gefällt. 

Für die Politik können Evaluie-
rungen durchaus ungemütlich wer-
den. Das zeigte im vergangenen 
Jahr die groß angelegte Bewertung 
der deutschen Familienpolitik – die 
zum Totalverriss für die Regierung 
wurde. Ähnliches hatte es in der 
Vergangenheit im Bereich der Ar-
beitsmarktpolitik gegeben – in je-
nem Bereich also, in dem bereits 
konsequent kontrolliert wird. „Im 
Zuge der Hartz-Reformen wurde 
erstmals eine Evaluierungspflicht 
gesetzlich verankert“, sagt Marco 
Caliendo von der Uni Potsdam, der 
regelmäßig an entsprechenden Stu-
dien mitgearbeitet hat. 

Gleich eine der ersten Untersu-

chungen hatte ein verblüffendes Er-
gebnis. Demnach bewirkten die in 
den 90er-Jahren so beliebten Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen für 
Arbeitslose genau das Gegenteil von 
dem, was sie sollten: Die Teilneh-
mer fanden hinterher nicht etwa öf-
ter eine normale Anstellung am ers-
ten Arbeitsmarkt, sondern seltener. 
„Menschen mit eigentlich guten 
Chancen waren regelrecht in den 
Maßnahmen gefangen“, sagt Gesi-
ne Stephan vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB). 

Doch manchmal gaben die Er-
folgskontrollen der Politik auch Rü-
ckenwind – etwa bei den sogenann-
ten Ich-AGs, also der staatlichen 
Förderung für Arbeitslose, die sich 
selbstständig machen wollen. „Die 
hatten einen echt schlechten Ruf“, 
sagt Wissenschaftler Caliendo – da-
bei seien sie durchaus erfolgreich 
gewesen, wie seine Forschung ge-
zeigt habe. 

Die Arbeitsmarktforscher haben 
einen großen Vorteil: Dank der Da-
ten der Rentenversicherung kön-
nen sie inzwischen einen riesigen 
Fundus von individuellen Lebens-
läufen auswerten, was ihre Ergeb-
nisse valider macht. 

In anderen Bereichen ist die Daten-
lage dagegen noch völlig unzurei-
chend – etwa wenn es darum geht, 
die Wirkung der Konjunkturpakete 
zu untersuchen, mit denen die Ver-
werfungen der Finanzkrise abgefe-
dert werden sollten. „Eigentlich 
bräuchten wir genaue Daten, wer 
wo welches Geld bekommen und 
verwendet hat“, sagt Ökonomin 
Schnitzer. Doch zu oft gebe es nur 
Gesamtsummen. Dann sei die Eva-
luierung nur mit Hilfe starker Mo-
dellannahmen möglich – was sie an-
greifbar mache. 

Und so geht es den Forschern gar 
nicht so sehr darum, dass mehr Mit-
tel zur Verfügung gestellt werden, 
sondern dass die Grundlagen bes-
ser werden: „Wir brauchen umfas-
sendere Mikrodaten, die allen Wis-
senschaftlern zur Verfügung ste-
hen“, sagt Beiratschef Wambach. 
Nur so könnten hinterher auch an-
dere Forscher die Ergebnisse der 
Studien überprüfen – und in einen 
wissenschaftlichen Wettbewerb ein-
treten. Um prüfen zu können, ob ei-
ne Maßnahme wirklich die Ursache 
einer Entwicklung ist und nicht nur 
eine Begleiterscheinung, empfiehlt 
der Beirat, mehr mit Experimenten 
zu forschen – was bisher in Deutsch-
land nicht üblich ist (siehe unten). 

Anderswo hat man da weniger 
Berührungsängste. Ohnehin holen 
sich die Forscher viele Ideen aus 
dem Ausland: „In Großbritannien 
werden Fördermaßnahmen erst 
einmal befristet“, sagt Schnitzer – 
und nur dann fortgeführt, wenn ih-
re Sinnhaftigkeit belegt sei. Und in 
den USA gibt es zahlreiche Websi-
tes, die schlichtweg alle Erkenntnis-
se zu einem Bereich zusammenstel-
len und aufbereiten. So können 
sich Interessierte schnell einen 
Überblick verschaffen. Der schlich-
te Titel der Seiten: What works. Zu 
Deutsch: Was funktioniert.

Wirtschaftspolitische Programme sollten konsequenter überprüft werden, fordern Forscher. 

Was funktioniert – und was nicht

Im Zuge der 
Hartz-Reformen 
wurde erstmals eine 
Evaluierungspflicht 
 im Gesetz verankert. 
Marco Caliendo
Arbeitsmarktforscher, Uni Potsdam

Vermittlungsgespräch für Jobsuchende: Die Arbeitsmarktpolitik wird besonders intensiv kontrolliert.
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Experiment am arbeitenden Menschen

W enn Mediziner wissen 
möchten, ob ein Medika-
ment hilft, dann machen 

sie ein Experiment: Sie teilen eine 
Gruppe Probanden per Zufall in 
zwei Gruppen, geben der einen 
Gruppe Placebos und der anderen 
richtige Pillen. Geht es der zweiten 
Gruppe hinterher im Schnitt deut-
lich besser, dann wirkt das Medika-
ment wahrscheinlich – sonst nicht.

Um zweifelsfrei feststellen zu kön-
nen, ob eine Fördermaßnahme den 
gewünschten Zweck erfüllt, müssten 
Wirtschaftsforscher genauso vorge-
hen. „Doch in Deutschland tut man 
sich noch schwer damit“, meint Ar-
beitsmarktforscher Marco Caliendo. 
Hier gelte es weithin als unethisch, 

einem Teil der Menschen zufällig ei-
ne Förderung zuzugestehen und an-
deren nicht, nur um die Wirkung 
sauber studieren zu können. 

Allerdings: Wer einfach ver-
gleicht, ob die Teilnehmer einer 
Maßnahme später mehr verdienen 
als die Nicht-Teilnehmer, macht es 
sich zu leicht – denn es könnte ja 
sein, dass einfach die Schlaueren 
gefördert wurden. Dann aber wäre 
die Maßnahme nicht der wahre 
Grund für den Erfolg. 

Um trotzdem eine Aussage tref-
fen zu können, greifen Forscher wie 
Caliendo auf einen Trick zurück. Sie 
suchen in ihren Daten sogenannte 
statistische Zwillinge, die sich – was 
Alter, Bildung oder Familienstand 

angeht – möglichst ähnlich sind, 
aber von denen nur einer gefördert 
wurde. Vergleiche solcher Paare 
bringen dann auch gute Resultate. 

Anderswo sind Feldexperimente 
bereits etablierter: In Frankreich et-
wa untersuchten Forscher, ob pri-
vate Arbeitsvermittler besser arbei-
ten als staatliche. Dafür teilten sie 
200 000 Arbeitslose per Los zu – 
und prüften, wer ein Jahr später 
häufiger einen richtigen Job hatte. 
Das Ergebnis war überraschend: 
Die staatlichen Arbeitsvermittler 
waren doppelt so erfolgreich. 

In Dänemark zeigte ein ähnliches 
Experiment, dass Arbeitslose häufi-
ger neue Jobs finden, wenn sich die 
Arbeitsvermittler regelmäßig inten-

Moderne Forschungsmethoden treffen in Deutschland auf große Skepsis – anders als in anderen Ländern.
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siv mit ihnen zusammensetzen – 
und sie nicht in Gruppensitzungen 
betreuen. Die höheren Kosten loh-
nen sich, so das Fazit. Und auch in 
Deutschland gab es inzwischen ers-
te Versuche mit Feldexperimenten 
– etwa im Bereich der Pflege oder 
der Arbeitsvermittlung. 

Letztlich sind aber auch Feldex-
perimente nicht der alleinige Er-
kenntnisbringer. „Man darf sich 
nicht nur auf eine Methode verlas-
sen“, findet Katharina Spieß, Fami-
lienforscherin beim DIW Berlin. 
Wirklich valide sei eine Erkenntnis 
erst, wenn verschiedene Studien 
mit Hilfe verschiedener Daten und 
Methoden zum selben Ergebnis kä-
men. Hans Christian Müller

Demonstranten blockieren Wahl in Thailand

Mathias Peer
Bangkok

N ach erheblichen Störungen 
bei der Parlamentswahl am 
Sonntag steht Thailand vor 

einer ungewissen politischen Zu-
kunft. Obwohl mehr als 100 000 
Polizisten im Einsatz waren, gelang 
es Regierungsgegnern, die Abstim-
mung in Teilen des Landes zu blo-
ckieren. Die größten Wahlbehinde-
rungen gab es im Süden Thailands 
und in der Hauptstadt Bangkok. 
Hunderte Wahllokale konnten nicht 
öffnen, weil Demonstranten Stimm-
zettel und Urnen in Beschlag ge-
nommen hatten. Abgewiesene 
Wähler protestierten dagegen auf 
den Straßen.

Der fragile Zustand des Landes, 

Südostasiens zweitgrößter Volks-
wirtschaft, setzt sich damit fort: 
Aufgrund der Blockaden müssen in 
mehr als jedem zehnten Wahlkreis 
Nachwahlen stattfinden. Bis min-
destens 95 Prozent der Abgeordne-
ten gewählt sind, kann das Parla-
ment nicht zu einer konstituieren-
den Sitzung zusammentreten und 
somit auch keine neue Regierung 
wählen. 

Weil die größte Oppositionspartei 
die Wahlen boykottierte, gilt der 
Sieg der amtierenden Premiermi-
nisterin Yingluck Shinawatra zwar 
als sicher. Die Regierungsgegner ha-
ben jedoch bereits angekündigt, 
das Ergebnis vor Gericht anzufech-
ten. Thailands Politik droht nun ein 
monatelanger Stillstand.

Die Notenbank des Landes sieht 

Eine Regierungsbildung ist vorerst nicht möglich – dem politischen Betrieb droht ein monatelanger Stillstand.

Bangkok: Polizisten konnten die 
Behinderungen nicht vermeiden.
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darin erhebliche Gefahren für die 
wirtschaftliche Entwicklung. Auf-
grund der Unruhen werde das oh-
nehin bereits niedrig angesetzte 
Wachstumsziel von drei Prozent in 
diesem Jahr wahrscheinlich verfehlt 
werden, sagte Zentralbank-Gouver-
neur Prasarn Trairatvorakul. Be-
sonders hart treffe die Wirtschaft 
das Ausbleiben staatlicher Investiti-
onsprogramme. So liegt ein im ver-
gangenen Jahr beschlossenes Infra-
strukturprojekt mit einem Gesamt-
volumen von 64 Milliarden 
US-Dollar derzeit auf Eis. 

Auch die Tourismusindustrie, die 
für fast zehn Prozent der thailändi-
schen Wirtschaftsleistung steht, lei-
det massiv unter den anhaltenden 
Unruhen: Weil ausländische Gäste 
das Land zunehmend meiden, er-

wartet die Branche in diesem Jahr 
einen Schaden zwischen 0,9 und 
1,2 Milliarden US-Dollar, teilte die 
Tourismusbehörde TAT mit. 48 
Länder haben Reisewarnungen für 
Thailand veröffentlicht.

Vor allem in der Hauptstadt kam 
es zuletzt immer wieder zu gewalt-
samen Auseinandersetzungen. We-
nige Stunden vor Beginn der Parla-
mentswahl hatten sich am Samstag 
Gegner und Befürworter der Regie-
rung in der Nähe des internationa-
len Flughafens Don Mueang schwe-
re Feuergefechte geliefert und meh-
rere Granaten gezündet. Sieben 
Menschen erlitten dabei Verletzun-
gen, darunter ein US-amerikani-
scher Fotograf. Am Wahlsonntag 
blieben befürchtete Ausschreitun-
gen jedoch aus.

Wirklich valide ist 
 eine Erkenntnis erst, 
wenn sie mit 
verschiedenen Daten 
und Methoden 
bestätigt werden kann.
Katharina Spieß
Familienforscherin, DIW

Anziehungspunkt für Taucher: Durch die Entscheidung der Behörden in 
Queensland droht dem Great Barrier Reef großer Schaden.
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► Wirtschaftliche Interessen 
sind ausschlaggebend.

►  Der Status des Riffs als 
 Weltnaturerbe ist in Gefahr.

Urs Wälterlin
Canberra

D
er Heimat des orange-

weißen Clownfischs aus 
dem Film „Findet Ne-
mo“ droht eine unsiche-
re Zukunft. 150 000 

Kipplaster voller Schlamm, Sand und 
Lehm – teilweise versetzt mit Schwer-
metallen und anderen gefährlichen 
Stoffen – landen bald beim australi-
schen Great Barrier Reef auf dem 
Meeresgrund. 

Der Betreiber des künftig größten 
Kohleverladehafens der Welt darf Mil-
lionen Tonnen Schlamm vor der be-
rühmten Korallenformation versen-
ken. Das hat die zuständige Behörde 
im Bundesstaat Queensland entschie-
den. Das Naturschutzgebiet bedeckt 
eine Fläche von rund 348 000 Qua-
dratkilometern. Das entspricht unge-
fähr der Größe Japans. 

Das Great Barrier Reef ist ein Bei-
spiel dafür, wie Wirtschaftsinteressen 
und Umweltschutzgedanken aufei-
nanderprallen. Dem weltweiten Rin-
gen um wichtige Rohstoffe für die 
Energieversorgung und Industrie-
produktion stehen der Schutz von 
Lebensräumen für Menschen und 
Tiere entgegen. So forcieren etwa Öl-
konzerne die Suche nach Ölquellen 
in entlegenen und ökologisch sensi-
blen Regionen wie Alaska, Sibirien 
oder dem Eismeer.

Auch nach der Explosion der 
Bohrinsel „Deep Water Horizon“ und 
der folgenden Ölpest, die weite Küs-
tenstriche des Golfs von Mexiko ver-

seuchte, werden umstrittene Tiefsee-
bohrungen weiter vorangetrieben. 
Minenkonzerne wiederum dringen 
auch in schwer zugängliche Landstri-
che Afrikas, Südamerikas, Austra-
liens oder Zentralasiens vor, um neue 
Eisenerz-, Kupfer-, Kohle- oder Edel-
metallreserven auszubeuten. Hinter-
grund der Jagd nach Ressourcen ist, 
dass herkömmliche Öl- und Gasfel-
der oder Rohstoffminen zunehmend 
erschöpft sind. Die Konzerne neh-
men daher eine immer aufwendige-
re und kostspieligere Exploration in 
Kauf.

Dabei prallen immer wieder wirt-
schaftliche Interessen auf Vorbehal-
te von Umweltschützern und Anwoh-
nern. Politik und Behörden sehen 
sich dem Vorwurf ausgesetzt, sich der 
Lobbyarbeit der Rohstoffkonzerne 
zu beugen – so auch in Australien. 
Dort wird es der North Queensland 
Bulk Ports Corporation und der indi-
schen Adani-Gruppe gestattet sein, 
den Meeresboden im inzwischen 30 
Jahre alten Hafen Abbot Point auszu-
baggern und den Aushub im Meer 
vor der Stadt Bowen im Weltnatur-
schutzgebiet des Riffs zu „entsor-
gen“. Durch die Expansion des Ha-
fens wird es möglich, dass tiefer lie-
gende und größere Kohlefrachter 
anlegen können. Auf diese Weise 
können die Verladekapazitäten pro 
Jahr um etwa 70 Millionen Tonnen 
Kohle im Gesamtwert von bis zu 2,8 
Milliarden australische Dollar (1,8 Mil-
liarden Euro) erweitert werden. Im 
Bundesstaat Queensland liegen eini-
ge der reichsten Kohlelagerstätten 
der Welt. Kein anderes Land expor-
tiert so viel Kohle wie Australien.

Umweltverbände verurteilten die 
Entscheidung scharf. Richard Leck 
vom World Wildlife Fund (WWF) 
meint, es sei „ein trauriger Tag für 
das Riff und für jeden Menschen, 
der sich darum sorgt“. Einige Wis-

senschaftler fürchten, der zum Teil 
mit Schwermetallen und anderen 
Giftstoffen belastete Schlamm 
könnte dem Riff den Todesstoß ver-
setzen. Der Aushub könne Korallen 
ersticken und Fische vergiften.

Schon ohne diese Belastung sieht 
die Zukunft für das Riff schlecht aus. 
Einigen Prognosen zufolge soll es 
schon im Jahr 2050 zum großen Teil 
zerstört sein. Faktoren wie Klima-
wandel, die Übersäuerung des Meer-
wassers und die Folgen von intensi-
ver Landwirtschaft und Industrie in 
den Küstengebieten tragen laut Mee-
resbiologen dazu bei, dass schon 
heute große Teile des Riffs abgestor-
ben oder geschwächt sind.

Russell Reichelt von der „Great 
Barrier Reef Marine Park Authority“ 
zeigte zwar Verständnis für die Kri-
tik von Umweltorganisationen. Die 
Genehmigung basiere aber auf dem 
Grundsatz der Behörde, bestehen-
den Häfen entlang der Küste von 
Queensland eine Expansion zu er-
lauben. Zuvor hatte bereits Umwelt-
minister Greg Hunt zugestimmt. 

Ein Verlierer der Entscheidung dürf-
te die Tourismusindustrie sein. Min-
destens 25 000 Menschen leben di-
rekt oder indirekt davon. Die Geneh-
migung könnte dazu führen, dass die 
Unesco das Great Barrier Reef von 
der Liste des Weltnaturerbes streicht 
oder es zumindest als „gefährdet“ 
einstuft. Der Kulturarm der Vereinten 
Nationen hatte Canberra mehrfach 
gemahnt, das Riff besser zu schützen. 
Die im September gewählte konser-
vative Regierung von Premierminis-
ter Tony Abbott stellte aber klar, dass 
sie Bedürfnisse der Wirtschaft – allem 
voran der Rohstoffindustrie – vor die 
Belange der Umwelt stelle. In den 
letzten Monaten bewilligte Canber-
ra den Bau mehrerer Minen, die ne-
gative Auswirkungen für ihre Umge-
bung haben könnten.

Der Ausbau eines großen Hafens beim Great Barrier 
 Reef in Australien erregt die Umweltschützer. 

Kohle statt 
 Korallen

Das Great Barrier Reef wurde 1981 als erstes 
Korrallenriff zum Weltnaturerbe erklärt.

Fläche: 350 000 km2
Länge: ca. 2300 km
Zahl der Riffe: 2900
Inseln: 600

Fische: 1 625 Arten
Korallenspezies: 560 Arten
Schildkrötenspezies: 6/7 Arten

Coral Cays:

Flora und Fauna:

(Korallensandbänke)
300 km

Cairns

Brisbane

Queensland

A U S T R A L I E N

Quelle: queenslandholidays.comHandelsblatt

Das größte Korallenriff der Welt
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